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Diskussionspapier Rechnungsprüfungsordnung 2012 der Stadt Eberswalde 
 

Neu 
(RPO EW 2012) 

Alt 
(RPO EW 2007) 

 
 

Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Eberswalde 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Eberswald e 
hat in ihrer Sitzung am __.__.2011 zur Durchführung  
der in den §§ 101 - 104 Kommunalverfassung des Land es 
Brandenburg (BbgKVerf) enthaltenen Bestimmungen 
folgende Rechnungsprüfungsordnung beschlossen.  
 

Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Eberswalde 
 
Auf ihrer Sitzung am 22.11.2007 hat die 
Stadtverordnetenversammlung folgende 
Rechnungsprüfungsordnung beschlossen: 
 

 
§ 1 Geltungsbereich 
 

 

Die Rechnungsprüfungsordnung bestimmt Rahmen und 
Grundsätze der örtlichen Rechnungsprüfung der Stadt  
Eberswalde und findet Anwendung in allen 
Einrichtungen, insbesondere Gesellschaften und 
Stiftungen in denen das Rechnungsprüfungsamt der 
Stadt Eberswalde gesetzliche, übertragene und 
vereinbarte Prüfrechte wahrnimmt. 
 

 

 
§ 2 Rechtliche Stellung des Rechnungsprüfungsamtes 
 

§ 1 Stellung des Rechnungsprüfungsamtes 

(1)  Die rechtliche Stellung, die Rahmenbedingungen 
und die Aufgabenstellung des 
Rechnungsprüfungsamtes leiten sich aus der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg ab. 
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Die Stadt Eberswalde hat ein Rechnungsprüfungsamt 
eingerichtet, 
 
1.  das der Stadtverordnetenversammlung 

gegenüber unmittelbar verantwortlich, 
2.  dieser in seiner sachlichen Tätigkeit 

direkt unterstellt und 
3.  das bei der sachlichen Beurteilung der 

Prüfvorgänge unabhängig und insoweit an 
Weisungen nicht gebunden ist. 
 

(2)  Die Stadtverordnetenversammlung bestellt die 
Leiterin/den Leiter und die Prüferinnen/Prüfer 
des Rechnungsprüfungsamtes und beruft sie ab.  
 

(3)  Die Bürgermeisterin/der Bürgermeister ist 
Dienstvorgesetzte/Dienstvorgesetzter der Leiterin 
/des Leiters und der Prüferinnen und Prüfer des 
Rechnungsprüfungsamtes. 
 

(4)  Über die innere Organisation, den Arbeitsablauf 
sowie die Geschäftsverteilung des 
Rechnungsprüfungsamtes bestimmt die Leiterin/der 
Leiter des Rechnungsprüfungsamtes. 
 

(5)  Dem Rechnungsprüfungsamt können Aufträge erteilt 
werden durch 
 
- die Stadtverordnetenversammlung, 
- den Hauptausschuss 
- die Bürgermeisterin/den Bürgermeister in ihrem/  
  seinem Zuständigkeitsbereich gemäß  
  § 54 BbgKVerf. 
 
 

 
(1) In der Stadt Eberswalde wird ein 
Rechnungsprüfungsamt eingerichtet. 

 
(2) Das Rechnungsprüfungsamt ist der 
Stadtverordnetenversammlung unmittelbar 
verantwortlich und in seiner sachlichen Tätigkeit i hr 
unmittelbar unterstellt. 
(3) Das Rechnungsprüfungsamt ist bei der sachlichen  
Beurteilung der Prüfungsvorgänge nur dem Gesetz 
unterworfen und an Weisungen nicht gebunden. 
 
vgl. § 2 Abs. 2 RPO EW 2007  
 
 
 
(4)Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzter der 
Mitarbeiter des Rechnungsprüfungsamtes.  
 
 
 
Über die innere Organisation, den Arbeitsablauf sow ie 
die Geschäftsverteilung des Rechnungsprüfungsamtes 
bestimmt die Leiterin/der Leiter. 
 
 
vgl. § 3 Abs. 2 RPO EW 2007 
 
 
Anmerkung zu § 3 Abs. 2 RPO EW 2007, welcher Folgendes regelt: 
„Die Stadtverordnetenversammlung, der Hauptausschuss, der 
Rechnungsprüfungsausschuss und der Bürgermeister können dem 
Rechnungsprüfungsamt weitere Prüfaufträge erteilen.“  
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Die Wahrnehmung gesetzlicher Aufgaben darf jedoch 
hierdurch nicht beeinträchtigt werden. 
 

(6)  Prüfungsbegehren der Organisationseinheiten, des 
Rechnungsprüfungsausschusses und Dritter  kann das 
Rechnungsprüfungsamt im Rahmen seiner 
Zuständigkeiten in eigenem Ermessen folgen. 
 
 
 
 
 
 

(7)  Das Rechnungsprüfungsamt unterstützt die 
Stadtverordnetenversammlung bei ihren 
Entscheidungen und bietet der Stadtv erwaltung an, 
diese bereits während der Planungs- bzw. 
Leistungsphasen beratend zu begleiten. 
 

(8)  Die Leiterin/der Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes informiert den 
Rechnungsprüfungsausschuss mindestens zweimal im 
Jahr über den Umfang der Prüftätigkeit. Im 
Übrigen gelten die §§ 9, 10 dieser 
Rechnungsprüfungsordnung. 

 

 
Eine Delegation der Zuständigkeit zur Auslösung von Prüfungsaufträgen 
auf den Rechnungsprüfungsausschuss ist nicht zulässig. Eigene 
Prüfungszuständigkeit oder ein konkretes Initiativrecht für 
Einzelprüfungen ist dem Rechnungsprüfungsausschuss nicht zugeordnet 
(so Schuhmacher, Kommunalverfassungsrecht Brandenburg, 28. 
Nachlieferung, Dezember 2010, Erdmann zu § 101 Anm. 4.2, 4. Absatz, 
Seite 12; Muth, Potsdamer Kommentar zum Kommunalrecht in 
Brandenburg, 34. Ergänzungslieferung, Stand Mai 2010, Schlinkert zu § 
101 Rdnr. 22); vgl. auch § 15 der Hauptsatzung der Stadt Eberswalde 
vom 02.04.2009. 
 

 
§ 3 Zusammensetzung des Rechnungsprüfungsamtes  
 
(1)  Das Rechnungsprüfungsamt besteht aus der 

Leiterin/dem Leiter und mindestens einer 
Prüferin/einem Prüfer. 
 
(Siehe § 2 Abs. 2 RPO EW 2012) 
 

§ 2 Zusammensetzung des Rechnungsprüfungsamtes 
 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt besteht aus der 
Leiterin/dem Leiter und den Prüferinnen und Prüfern . 
 
(2) Die Leiterin/der Leiter und die Prüferinnen und  
Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes werden von der 
Stadtverordnetenversammlung bestellt und abberufen.  
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(2)  Die Leiterin/der Leiter und die Prüferinnen und 

Prüfer müssen persönlich und fachlich für die 
Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes geeignet sein 
und über die erforderlichen Rechts- und 
Verwaltungskenntnisse verfügen. Insbesondere 
müssen sie die für die Durchführung ihrer 
Prüfungstätigkeit erforderlichen Kenntnisse auf 
verwaltungsrechtlichem, kaufmännischem oder 
technischem Gebiet sowie auf dem Gebiet der 
Informationsverarbeitung besitzen.  
 
Entweder die Leiterin/der Leiter oder eine der 
Prüferinnen/einer der Prüfer muss eine 
bautechnische Vorbildung haben. 
 

(3)  Die Leiterin/der Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes darf nicht mit der 
Bürgermeisterin/dem Bürgermeister, der 
Kämmerin/dem Kämmerer, der Kassenverwalterin/dem 
Kassenverwalter oder deren/dessen Stellvertretung 
in einem Befangenheitsverhältnis nach § 22 der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) stehen. 
 
Die Prüferinnen und die Prüfer dürfen nicht mit 
der Kassenverwalterin/dem Kassenverwalter und 
deren/dessen Stellvertreterin/Stellvertreter in 
einem Befangenheitsverhältnis nach § 22 der 
BbgKVerf stehen.   
 
Entsteht ein Hinderungsgrund nachträglich, sind 
die Amtsgeschäfte anderweitig zu verteilen. 
 
 

 

 
(3) Die Leiterin/der Leiter und die Prüferinnen und  
Prüfer müssen persönlich und fachlich für die 
Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes geeignet sein u nd 
über die erforderlichen Rechts- und Verwaltungskenn t-
nisse verfügen. Insbesondere müssen sie die für die  
Durchführung ihrer Prüfungstätigkeit erforderlichen  
Kenntnisse auf verwaltungsrechtlichem, kameralisti-
schem, kaufmännischem oder technischem Gebiet sowie  
auf dem Gebiet der Informationsverarbeitung besitze n. 
Ein Prüfer muss eine bautechnische Vorbildung haben . 
 
 
 
 
(4) Die Leiterin/der Leiter darf nicht mit der 
Bürgermeisterin/dem Bürgermeister, der Kämmerin/dem  
Kämmerer, der Kassenverwalterin/dem Kassenverwalter  
oder deren/dessen Stellvertretung in einem die 
Befangenheit nach § 28 Gemeindeordnung begründenden  
Verhältnis stehen.  

← § 101 Abs. 5 BbgKVerf gilt nur für die Leiterin/de n 
  Leiter.  
 

← Für die Prüferinnen und Prüfer gilt § 80 Abs. 3  
  BbgKVerf. 
 
 
 
 
 
Entsteht ein Hinderungsgrund nachträglich, sind 
die Amtsgeschäfte anderweitig zu verteilen. 
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(4)  Die Leiterin/der Leiter und die Prüferinnen und 

Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes dürfen 
Zahlungen durch die Stadt Eberswalde weder 
anordnen und ausführen  noch an der Verwaltung der 
städtischen Kassen und an Geschäfts- und 
Buchführungen der Organisationseinheiten 
beteiligt werden. Gleiches gilt bei 
Einrichtungen, insbesondere Gesellschaften und 
Stiftungen, in denen das Rechnungsprüfungsamt 
gesetzliche, übertragene und vereinbarte 
Prüfrechte wahrnimmt. 
 

(5)  Die Leiterin/der Leiter und die Prüferinnen und 
Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes dürfen nicht 
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Eberswalde sein.  
 

(6)  Die Leiterin/der Leiter und die Prüferinnen und 
Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes dürfen eine 
andere Stellung in der Verwaltung nur innehaben, 
wenn dies mit ihren Prüfungsaufgaben vereinbar 
ist. 
 

 
vgl. § 6 Abs. 4 RPO EW 2007 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Die Leiterin/der Leiter und die Prüferinnen und  
Prüfer können nicht Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung sein und dürfen eine 
andere Stellung in der Gemeinde nur innehaben, wenn  
dies mit ihren Prüfungsaufgaben vereinbar ist.  

 
§ 4 Gesetzliche Aufgaben 
 
Das Rechnungsprüfungsamt hat gemäß § 102 Abs.1 
BbgKVerf das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen  
der Stadt, einschließlich der Wirtschaftsführung un d 
des Rechnungswesens von Sondervermögen zu prüfen. I n 
diesem Rahmen hat es insbesondere folgende Prüfunge n 
vorzunehmen: 
 
 
 

§ 3 Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes 
 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt hat folgende Aufgaben:  
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1.  die Prüfung des Jahresabschlusses nach § 82 

BbgKVerf und des Gesamtabschlusses nach § 83 
BbgKVerf, 
 

2.  die Prüfung der Vorgänge in der Finanzbuchhaltung 
zur Vorbereitung der Prüfung des 
Jahresabschlusses, 
 
 

3.  die Prüfung der Zahlungsabwicklung und der 
Liquiditätsplanung der Stadt und ihrer 
Sondervermögen sowie die Vornahme der 
Kassenprüfungen, wobei bei der Stadtkasse und  bei 
jeder ihrer Zahlstellen in jedem Jahr mindestens 
eine unvermutete Kassenprüfung und eine 
unvermutete Kassenbestandsaufnahme vorzunehmen 
sind; Die Durchführung der Prüfung von 
Handvorschüssen und Gebührenkassen erfolgt durch 
das Rechnungsprüfungsamt unabhängig von den 
festgelegten regelmäßigen Kontrollen der Ämter,  
 

4.  die Prüfung von Vergaben, wobei sich die 
Vergabeprüfung auf die Prüfung der 
Rechtmäßigkeit, einschließlich der Bewertung der 
Wirtschaftlichkeit der Vergabe erstreckt und die 
Einhaltung der für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge geltenden Vorschriften und Grundsätze 
umfasst (Bsp.: Dienstanweisungen, 
haushaltsrechtliche Vorschriften, 
vergaberechtliche Bestimmungen, wie etwa das 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, VOL, VOB 
und VOF); 
 
 
 

 
a) die Prüfung der Jahresrechnung; das Ergebnis ist  
in einem Schlussbericht, den die Leiterin/der Leite r 
erstellt, zusammenzufassen und dem 
Rechnungsprüfungsausschuss zur Beratung sowie dem 
Finanzausschuss zur Information vorzulegen, 
 
b) die laufende Prüfung der Kassenvorgänge und Bele ge 
zur Vorbereitung der Prüfung der Jahresrechnung, 
 
c) die dauernde Überwachung der Kassen der Stadt un d 
ihrer Sondervermögen sowie die Vornahme der 
Kassenprüfungen, 
 
 
Siehe § 6 Abs. 3 RPO EW 2007 
 
 
 
 
 
 
d) die Prüfung der Vergaben, 
 
Siehe § 6 Abs. 6 RPO EW 2007 
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a. bei Vergaben mit einem Auftragswert über  
   2.500,00 EURO brutto bis einschließlich  
   5.000,00 EURO brutto sind die  
   Auszahlungsanordnungen vor ihrer Zuleitung an  
   die Kasse zu prüfen 
 
b. bei Vergaben mit einem Auftragswert über  
   5.000,00 EURO brutto erfolgt eine Vorprüfung, 
   die bereits bei der Ausschreibung einsetzt;  
   zur Prüfung sind dem Rechnungsprüfungsamt der  
   Vergabevermerk, die Ausschreibungsunterlagen, 
   die Angebote (einschließlich der nicht  
   berücksichtigten Angebote), die  
   Niederschriften, das Ergebnis  
   der Wertung und der Vergabevorschlag über die  
   Vergabe vor der Auftragserteilung vorzulegen. 
 
c. Abweichend von dem unter Nr. 4b festgelegten  
   Auftragswert findet eine Vorprüfung nach  
   Nr. 4b bei der Vergabe von  
   Planungsleistungen, die überwiegend in  
   §§ 1- 56 der Honorarordnung für Architekten  
   und Ingenieure (HOAI) geregelt sind, ab einem  
   Auftragswert in Höhe von 50.000,00 Euro brutto  
   statt.  
 
   Bei Planungsleistungen, die nicht überwiegend 
   in §§ 1- 56 der Honorarordnung für Architekten  
   und Ingenieure (HOAI) geregelt sind, erfolgt  
   die Vergabeprüfung entsprechend den  
   Auftragswerten nach Nr. 4a und Nr. 4b.  
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5.  die Prüfung der Programme zur Ermittlung von 

Ansprüchen und Zahlungsverpflichtungen, für die 
Finanzbuchhaltung und die Zahlungsabwicklung 
sowie zur elektronischen Speicherung von Büchern 
und Belegen 
 
 
 
 
 
 
 
 

6.  die Prüfung der Verwaltung auf Ordnungsmäßigkeit, 
Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit und 
 

7.  die Prüfung der Verwendung von kommunalen 
Zuwendungen und Garantieverpflichtungen bei 
übertragenen Aufgaben, soweit sich die Stadt eine  
solche vorbehalten hat. 
 

Dem Rechnungsprüfungsamt obliegt auch die 
Einsichtnahme gem. § 54 Abs. 1 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes bei Unternehmen nach § 92 
Abs. 2 Nr. 2 bis 4 BbgKVerf, soweit sich die Stadt 
eine solche vorbehalten hat. 
 

 
e) bei Automation im Bereich Haushaltswirtschaft di e 
Prüfung der Programme, 
 
 
 
f) Prüfungen im Auftrag von Landes- und 
Bundesbehörden (§ 56 Haushaltsgrundsätzegesetz), 
g) die Prüfung der Vorräte und Vermögensbestände, 
h) die Mitwirkung bei der Aufklärung von 
Fehlbeständen am Vermögen der Stadt, ohne Rücksicht  
auf Art und Entstehungsgrund, 
 
 
i) die Prüfung der Verwaltung auf Ordnungsmäßigkeit , 
Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit, 
 
 

 
§ 5 Übertragene Aufgaben 
 
Die Stadtverordnetenversammlung überträgt dem 
Rechnungsprüfungsamt aufgrund des § 102 Abs. 1 S. 4  
BbgKVerf folgende Aufgaben: 
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1.  die gutachtliche Stellungnahme zu wesentlichen 

Verfahrensregelungen im Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesen, zu wesentlichen Änderungen 
finanz- und betriebswirtschaftlicher Art und zum 
wirtschaftlichen Einsatz der Einrichtungen zur 
technikunterstützten Informationsverarbeitung, 
 

2.  die Prüfung von Auszahlungsanordnungen vor ihrer 
Zuleitung an die Kasse über 2.500,00 EURO brutto,  
 
 
 
 

3.  die Prüfung der wirtschaftlichen Betätigung der 
Stadt in Eigen- und Beteiligungsgesellschaften, 
soweit rechtlich zulässig, 
 
 
 
 
 

4.  die Prüfung der Kalkulationen sowie der 
Gebührenbedarfsrechnung für kostenrechnende 
Einrichtungen, 
 

5.  die Prüfung von Verwendungsnachweisen sowie 
Bescheinigungen der Richtigkeit und 
Vollständigkeit der Belege bei Förderprogrammen, 
wenn von der jeweiligen Bewilligungsbehörde eine 
Bestätigung der gemeindlichen Rechnungsprüfung 
gefordert ist, 
 

6.  die Mitwirkung in der Korruptionsbekämpfung  
 
 

 
j) die gutachterliche Stellungnahme zu allen 
beabsichtigten wichtigen organisatorischen Änderung en 
und wesentlichen Neueinrichtungen in der Verwaltung  
auf dem Gebiet des Haushalts-, Kassen- und 
Rechnungswesens, 
 
 
k) die Prüfung von Auszahlungsanordnungen im 
Anordnungssoll von über 2.500,00 € sowie von 
Anordnungen die zu über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben im Sinne des § 81 Gemeindeordnung führen, 
vor Zuleitung an die Kasse (Visakontrolle), 
 
m) die Prüfung der Wirtschaftsführung der 
Eigenbetriebe und Sondervermögen, die Prüfung der 
Beteiligung der Stadt als Gesellschafter oder 
Aktionär in Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit und die Kassen-, Buch- und 
Betriebsprüfung, soweit sich die Stadt eine solche 
Prüfung bei einer Beteiligung, bei der Hingabe eine s 
Darlehens oder sonst vorbehalten hat. 
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(Siehe § 2 Abs. 5 RPO EW 2012) 

 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung, der 
Hauptausschuss, der Rechnungsprüfungsausschuss und 
der Bürgermeister können dem Rechnungsprüfungsamt 
weitere Prüfaufträge erteilen. 

 
§ 6 Befugnisse des Rechnungsprüfungsamtes 
 

§ 4 Befugnisse des Rechnungsprüfungsamtes 

(1)  Die Leiterin/der Leiter und die Prüferinnen und 
Prüfer sind - soweit nicht gesetzliche 
Bestimmungen entgegenstehen - im Rahmen 
ihrer/seiner Aufgaben berechtigt  
 
1.  alle für die Prüfung notwendigen Aufklärungen 

und Nachweise, insbesondere die Vorlage, Ein-
sichtnahme, Aushändigung und Übersendung von 
Akten, Schriftstücken, Bücher und sonstigen 
Unterlagen zu verlangen - dazu gehören auch 
Zwischen- und Jahresabschlüsse, Geschäfts- und 
Prüfungsberichte sowie Niederschriften über 
Gesellschafterversammlungen, Aufsichtsratssit-
zungen usw. von Gesellschaften, Stiftungen und 
anderen Vereinigungen und Einrichtungen, 
soweit sie der Prüfung durch das 
Rechnungsprüfungsamt unterliegen, 
 

2.  den Zutritt zu allen Räumen, Grundstücken, 
Baustellen und Einrichtungen der 
Informationsverarbeitung, 
 

3.  das Öffnen von Behältern sowie 
 

4.  den Zugriff auf Datenträger (Hardware, 
Software), wenn auf diesen zu prüfende 
Informationen gespeichert sind, zu verlangen. 
 
 
 
 

(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist im Rahmen seiner 
Aufgaben befugt, von den Ämtern und Betrieben der 
Stadt sowie von seiner Prüfung unterliegenden 
Gesellschaften  
 
alle für die Prüfung notwendigen Auskünfte, den 
Zutritt zu allen Diensträumen, Grundstücken und 
Baustellen, das Öffnen von Behältern usw. und die 
Vorlage, Aushändigung und Einsendung von Akten, 
Schriftstücken und sonstigen Unterlagen sowie den 
Zugriff auf Datenträger, wenn auf diesen zu prüfend e 
Informationen gespeichert sind, zu verlangen, sowei t 
nicht gesetzliche Bestimmungen entgegen stehen. 
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(2)  Die Prüfungen können ohne vorherige Anmeldung an 

Ort und Stelle durchgeführt werden. Auf Verlangen 
weisen sich die Prüferinnen und Prüfer durch 
einen von der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister 
unterzeichneten gültigen Dienstausweis aus. 
 

(3)  Die Mitarbeiter des Rechnungsprüfungsamtes sind 
befugt, Ortsbesichtigungen vorzunehmen und die zu 
prüfenden Veranstaltungen zu besuchen. 
 

(4)  Die Leiterin/der Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes kann an den öffentlichen 
Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und 
ihrer Ausschüsse teilnehmen oder einen 
Beauftragten entsenden. Gleiches gilt für die 
Teilnahme an nichtöffentlichen Sitzungen, sofern 
sich aus einem Prüfauftrag bzw. der Prüftätigkeit  
eine sachliche Notwendigkeit zur Teilnahme 
ergibt.  
 
 
 
 
 
 
 
 

Siehe § 8 Abs. 3 RPO EW 2012 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(2) Die Prüfungen können ohne vorherige Anmeldung a n 
Ort und Stelle durchgeführt werden. Auf Verlangen 
weisen sich die Prüferinnen und Prüfer durch einen 
Dienstausweis aus. 
 
 
(3) Die Mitarbeiter des Rechnungsprüfungsamtes sind  
befugt, Ortsbesichtigungen vorzunehmen und die zu 
prüfenden Veranstaltungen zu besuchen. 
 
(4) Die Leiterin/der Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes ist berechtigt, an den 
öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzungen der 
Stadtverordnetenversammlung und der Ausschüsse der 
Stadtverordnetenversammlung teilzunehmen. Die 
Tagesordnungen mit den dazugehörigen Vorlagen und 
Sitzungsniederschriften sind ihr/ihm zur Kenntnis 
vorzulegen. 
 
Die Bestimmung § 4 Abs. 4 RPO EW 2007 widerspricht, soweit die Teilnahme 
der Leiterin des Rechnungsprüfungsamtes an nichtöffentlichen Sitzungen – 
unabhängig von der Prüftätigkeit bzw. von Prüfaufträgen - generell geregelt ist, 
genau wie ein etwaiges Anhörungsrecht der KVerfBbg und der 
Rechtsprechung. 
 
(5) Die Leiterin/der Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes ist berechtigt, 
vorübergehend Beschränkungen im Prüfungsumfang 
anzuordnen, wenn dies zur Erfüllung der 
Prüfungsaufgaben erforderlich ist.  
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(5)  Außerhalb von Prüfungen wirkt das 
Rechnungsprüfungsamt bei Bedarf beratend und 
begleitend mit. Die fachliche Verantwortung der 
zuständigen Organisationseinheiten wird hiervon 
nicht berührt.  

 
§ 7 Informationsrechte und –pflichten § 5 Mitteilungspflichten gegenüber dem Rechnungs 

    prüfungsamt  
(1)  Alle Organisationseinheiten unterstützen das 

Rechnungsprüfungsamt in entgegenkommender Weise, 
erteilen die geforderten Auskünfte und legen alle 
angeforderten Unterlagen zeitnah vor. 
 

(2)  Zur Sicherstellung der Aufgabenerfüllung des 
Rechnungsprüfungsamtes unterrichten und beteiligen 
die Dezernentin/der Dezernent der zuständigen 
Organisationseinheiten das Rechnungsprüfungsamt 
unter Darlegung des Sachverhalts zeitnah über alle 
Unregelmäßigkeiten, die für den geordneten Betrieb 
von Bedeutung sind (z. B. Kassenfehlbeträge, 
sonstige schädigende Handlungen zum Nachteil der 
Stadt, schwerwiegende Störungen im Bereich der 
Informationsverarbeitung, usw.), die festgestellt 
werden oder bei denen ein konkreter Verdacht 
besteht sowie bei besonderen Vorkommnissen der 
Finanzbuchhaltung. 
 
 

(3)  Das Rechnungsprüfungsamt wird von der Absicht der 
Verwaltung, wesentliche Änderungen auf dem Gebiet 
des Haushalts-, Rechnungs- und Kassenwesens 
vorzunehmen, so rechtzeitig in Kenntnis gesetzt, 
dass eine gutachterliche Stellungnahme vor der 
Umsetzung möglich ist. 
 
 

 
 
 
 
 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist von den zuständige n 
Amtsleiterinnen/Amtsleitern unter Darlegung des 
Sachverhaltes sofort zu unterrichten, wenn sich ein  
Verdacht von dienstlichen Verfehlungen, 
Unregelmäßigkeiten oder sonstigen Ursachen ergibt, 
durch die ein Vermögensschaden für die Stadt 
entstanden ist oder entstanden sein kann. Das gilt 
auch für Verluste durch Diebstahl, Einbruch usw. 
sowie für Kassenfehlbeträge. 
 
(2) Das Rechnungsprüfungsamt ist unverzüglich über 
EDV-technische Betriebsstörungen zu unterrichten, 
wenn dadurch Verwaltungsabläufe wesentlich 
beeinflusst werden. 
 
(3) Das Rechnungsprüfungsamt ist von beabsichtigten  
organisatorischen Änderungen und wesentlichen 
Neueinrichtungen in der Verwaltung auf dem Gebiet d es 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens in Kenntnis  
zu setzen, damit es sich gutachterlich äußern kann.   
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Dies gilt insbesondere bei der Einführung oder 
Änderung von Verfahren mit Einsatz der 
Informationsverarbeitung und der Änderung von 
Dienstanweisungen und Satzungen mit 
haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 

(4)  Das Rechnungsprüfungsamt wird über anstehende 
externe Prüfungen in den Organisationseinheiten 
durch die zuständige Dezernentin/den zuständigen 
Dezernenten informiert. Ihm sind Prüfberichte 
(Z.B.: Bundes- oder Landesrechnungshof, Kommunales 
Prüfungsamt, Finanzämter, Wirtschaftsprüfer usw.) 
sowie Organisations- und Rechtsgutachten 
zuzuleiten. 
 

(5)  Dem Rechnungsprüfungsamt sind im Bereich der 
Haushaltswirtschaft die Fertigstellung und 
Übernahme von Programmen, sowie Programmänderungen 
mitzuteilen.  
 

siehe § 4 Nr. 4 RPO EW 2012 
 
 
 
 
 
 
 
(6)  Dem Rechnungsprüfungsamt sind alle Vorschriften 

und Verfügungen, durch die Bestimmungen des 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens erlassen, 
geändert, erläutert oder aufgehoben werden, 
unverzüglich zuzuleiten.  
 
 
 
 
 

Dies betrifft auch Satzungen und Dienstanweisungen 
mit haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen. 
 
 
 
 
(4) Soweit in der Verwaltung, in den Ämtern und 
Betrieben verwaltungsseitige Innenprüfungen 
durchgeführt werden, ist das Rechnungsprüfungsamt i n 
geeigneter Weise über die Bereiche und Ergebnisse 
dieser Kontrollen zu informieren. 
 
 
 
(5) Dem Rechnungsprüfungsamt sind im Bereich der 
Haushaltswirtschaft die Fertigstellung und Übernahm e 
von Programmen, sowie Programmänderungen mitzuteile n, 
sodass es sie gegebenenfalls prüfen kann. 
 
(6) Dem Rechnungsprüfungsamt sind vor 
Auftragserteilung die vollständigen 
Bearbeitungsunterlagen (Leistungsverzeichnisse, 
sämtliche Angebote, Niederschriften, Ergebnis der 
Wertung, Vergabevorschlag usw.) für Aufträge ab 
5.000,00 € vorzulegen. 
 
 
(7) Dem Rechnungsprüfungsamt sind alle Vorschriften  
und Verfügungen, durch die Bestimmungen des 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens erlassen, 
geändert, erläutert oder aufgehoben werden, sogleic h 
bei ihrem Erscheinen zuzuleiten.  
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Das Gleiche gilt für alle übrigen V orschriften und 
Verfügungen, die das Rechnungsprüfungsamt als 
Prüfungsunterlagen benötigt. Dies sind 
insbesondere Dienstanweisungen, Entgelttarife, 
Preisverzeichnisse sowie Gebührenordnungen. 
 

(7)  Dem Rechnungsprüfungsamt sind die Namen, Amts- 
oder Funktionsbezeichnungen und 
Unterschriftsproben der verfügungs-, anordnungs- 
und zeichnungsbefugten Bediensteten durch die 
zuständige Amtsleiterin/dem zuständigen Amtsleiter  
bekannt zu geben. Gleiches gilt für die Mitteilung 
der Namen der Bediensteten, die berechtigt sind, 
für die Stadt Eberswalde Erklärungen 
verpflichtenden Inhalts abzugeben. Änderungen sind 
unverzüglich anzuzeigen. Diese Mitteilungspflicht 
umfasst auch die Bediensteten mit der Befugnis zur  
Bestätigung der sachlichen und rechnerischen 
Richtigkeit und zur Führung von Zahlstellen, 
Gebühren- und besonderen Einnahmekassen sowie von 
Handvorschüssen. Änderungen sind dem 
Rechnungsprüfungsamt unverzüglich anzuzeigen. 
 
 

Siehe § 7 Abs. 4 RPO EW 2012 
 
 
 
(8)  Jährlich ist das Rechnungsprüfungsamt bis zum 

31.07. über die im Vorjahr ausgereichten 
Zuwendungen und das Ergebnis der in den 
Organisationseinheiten vorgenommenen Prüfungen zu 
informieren. 
 
 
 
 

 
Das Gleiche gilt für alle übrigen Vorschriften und 
Verfügungen, die das Rechnungsprüfungsamt als 
Prüfungsunterlagen benötigt. (Arbeitsordnungen, 
Lohntarife, Preisverzeichnisse, Gebührenordnungen u nd 
dergleichen). 
 
(8) Dem Rechnungsprüfungsamt sind die Namen, Amts- 
oder Dienstbezeichnungen und Unterschriftsproben 
aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ämter 
zuzuleiten, die für die Anordnungsbefugnis, 
Bestätigung der sachlichen und rechnerischen 
Richtigkeit, die Abgabe von Verpflichtungserklärung en 
im Namen der Stadt Eberswalde für Geschäfte der 
laufenden Verwaltung und die Führung von Zahlstelle n, 
Gebühren- und besonderen Einnahmekassen sowie 
Handvorschüssen festgelegt sind. 
 
 
 
 
 
 
 
(9) Dem Rechnungsprüfungsamt sind alle Prüfberichte  
anderer Prüfungsorgane (Bundesrechnungshof, 
Landesrechnungshof, Finanzamt, Wirtschaftsprüfer  
u. a.) zuzuleiten. 
 
(10) Jährlich ist das Rechnungsprüfungsamt bis zum 
31.07. über die im Vorjahr ausgereichten Zuschüsse 
und das Ergebnis der in den Ämtern vorgenommenen 
Prüfungen zu informieren. 
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(9)  Dem Rechnungsprüfungsamt werden vor einer 

Entscheidung Vertragsentwürfe, Rechtsgutachten 
usw. zur Neugründung von Gesellschaften, zur 
Beteiligung an Gesellschaften oder Änderung der 
Beteiligung zur Kenntnis gegeben. 
 

(10)  Die Unterrichtung und Beteiligung des 
Rechnungsprüfungsamtes soll so rechtzeitig 
erfolgen, dass das Rechnungsprüfungsamt im 
Vorfeld von Entscheidungen Stellung nehmen oder 
in anderer Weise, sofern erforderlich, tätig 
werden kann. 
 

 
§ 8 Geschäftsführung des Rechnungsprüfungsamtes 
 

§ 6 Geschäftsführung des Rechnungsprüfungsamtes 
 

(1)  Die Leiterin/der Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes bestimmt Art und Umfang 
der im Einzelfall erforderlichen 
Prüfungshandlungen nach pflichtgemäßem Ermessen. 
 

(2)  Die Leiterin/der Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes ist für die ordnungsgemäße 
und rechtzeitige Erledigung der Prüfungsaufgaben 
verantwortlich. Sie/Er bestimmt die 
Aufgabenbereiche der Prüferinnen und Prüfer. Die 
Mitarbeiter/innen des Rechnungsprüfungsamtes 
führen die Prüfungen in den ihnen übertragenen 
Aufgabengebieten in eigener Verantwortung durch. 
 

(3)  Die Leiterin/der Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes ist berechtigt, 
vorübergehend Beschränkungen im Prüfungsumfang 
anzuordnen, wenn dies zur Erfüllung der 
Prüfungsaufgaben erforderlich ist. 

 
 
 
 
 
(1) Die Leiterin/der Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes ist für die ordnungsgemäße u nd 
rechtzeitige Erledigung der Prüfungsaufgaben 
verantwortlich. Sie bestimmt die Aufgabenbereiche d er 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die 
Mitarbeiter/innen des Rechnungsprüfungsamtes führen  
die Prüfungen in den ihnen übertragenen 
Aufgabengebieten in eigener Verantwortung durch. 
 
Siehe § 4 Abs. 5 RPO EW 2007 
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§ 9 Prüfverfahren  
 
(1)  Die von einer Prüferin/einem Prüfer geprüften 

Unterlagen sind durch diese mit Prüfzeichen zu 
kennzeichnen. Prüfungsvermerke und Prüfzeichen 
sind vom Rechnungsprüfungsamt mit grüner Farbe 
vorzunehmen. Anderen Organisationseinheiten - mit 
Ausnahme des Bauordnungsamtes - ist die 
Verwendung der grünen Farbe nicht gestattet. 
 

Siehe § 4 Nr. 3 RPO EW 2012 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe § 3 Abs. 4 RPO EW 2012 
 
 
 
 
 
(2)  Das Rechnungsprüfungsamt informiert die 

Leiterin/den Leiter der zu prüfenden 
Organisationseinheit vom geplanten Beginn der 
Prüfung und über den Prüfungsinhalt, soweit es 
der Prüfungszweck zulässt und es sich nicht um 
Prüfungen der Kassen, der Bestände und der 
Vorräte sowie um Ortsbesichtigungen handelt.  
 
 

 
(2) Prüfungsvermerke und –zeichen auf Belegen, in 
Kassenbüchern usw. sind vom Rechnungsprüfungsamt mi t 
grüner Farbe vorzunehmen. Anderen Ämtern ist im 
Kassen- und Rechnungswesen die Verwendung 
der grünen Farbe nicht gestattet. 
 
 
(3) Bei der Gemeindekasse und bei jeder ihrer 
Zahlstellen sind in jedem Jahr mindestens eine 
unvermutete Kassenprüfung und eine unvermutete 
Kassenbestandsaufnahme vorzunehmen.  
Die Durchführung der Prüfung von Handvorschüssen un d 
Gebührenkassen erfolgt durch das Rechnungsprüfungsa mt 
unabhängig von den festgelegten regelmäßigen 
Kontrollen der Ämter. 
 
(4) Die Mitarbeiter des Rechnungsprüfungsamtes dürf en 
weder Zahlungen durch die Stadt anordnen und 
ausführen noch an der Verwaltung der städtischen 
Kassen und an anderer Geschäfts- und Buchführung 
beteiligt werden. 
 
(5) Bei wichtigen Prüfungen sollen die Leiter der 
Fachämter oder Eigenbetriebe über den Prüfvorgang 
unterrichtet werden, soweit es der Prüfzweck zuläss t. 
Vor Abschluss solcher Prüfungen soll das 
Prüfungsergebnis besprochen werden. In jedem Fall i st 
ein schriftlicher Prüfbericht zu verfassen. 
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Wird die verantwortliche Leiterin/ der 
verantwortliche Leiter nicht zu Beginn der 
Prüfung informiert, soll diese/dieser alsbald 
nach erfolgtem Beginn der Prüfung benachrichtigt 
werden.  
 

(3)  Über jede Prüfung, auch die unterjährig 
durchgeführt wird, soll ein schriftlicher 
Prüfbericht gefertigt werden. 
 

Siehe § 4 Nr. 4 RPO EW 2012 
 
 
 
 
 
(4)  Über das Ergebnis der Prüfung wird ein 

Prüfungsberichtsentwurf gefertigt. In dem sich 
anschließenden Ausräumungsverfahren erhält die 
geprüfte Organisationseinheit den 
Prüfberichtsentwurf und unter angemessener 
Terminstellung Gelegenheit zur Stellungnahme.  
 
Durch die vorrangige Bearbeitung ist 
sicherzustellen, dass die Stellungnahme 
fristgerecht dem Rechnungsprüfungsamt vorliegt. 
Die Stellungnahme ist durch die Amtsleiterin/den 
Amtsleiter der Organisationseinheit, in wichtigen 
Angelegenheiten durch die Dezernentin/den 
Dezernenten zu unterzeichnen.  
 
Die Ergebnisse des Ausräumungsverfahrens werden 
in einem abschließenden Prüfbericht 
zusammengefasst und der Bürgermeisterin/dem 
Bürgermeister vorgelegt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Die Prüfung der Vergaben erstreckt sich auf die  
Wirtschaftlichkeit und die Rechtmäßigkeit der 
Vergaben. Sie ist eine Vorprüfung, die bereits bei 
der Ausschreibung einsetzt und die Einhaltung der 
haushaltsrechtlichen Vorschriften sowie 
Vergabegrundsätze (VOL, VOB, VOF) umfasst. 
 
(7) Fachämter und Betriebe, denen Berichte oder 
Prüfungsbemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes 
zugehen, haben diese bevorzugt zu bearbeiten und si ch 
fristgemäß zu äußern. Die Antwort ist durch den Amt s- 
oder Betriebsleiter, in wichtigen Angelegenheiten 
durch den Dezernenten/die Dezernentin zu 
unterzeichnen. 
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Gemäß § 103 Abs. 2 Satz 5 BbgKVerf gibt die 
Bürgermeisterin/der Bürgermeister den Prüfbericht 
der Stadtverordnetenversammlung bekannt. Die 
Vorlagepflicht gegenüber der 
Stadtverordnetenversammlung wird dadurch erfüllt, 
dass die Bürgermeisterin/der Bürgermeister den 
Prüfbericht dem Rechnungsprüfungsausschuss 
zuleitet.  
 

(5)  Ergibt sich während der Prüfung ein 
Anfangsverdacht, der eine Veruntreuung, 
Unterschlagung oder eine wesentliche 
Unkorrektheit bzw. eine wesentliche 
Unregelmäßigkeit zum Gegenstand hat, so hat die 
Leiterin/der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes 
unverzüglich die zuständige Dezernentin/ den 
zuständigen Dezernenten und die Bürgermeisterin/ 
den Bürgermeister sowie die Leiterin/den Leiter 
des Rechtsamtes zu unterrichten. Kann dieser 
Anfangsverdacht im Ausräumungsverfahren nicht 
entkräftet werden, ist dies im Prüfbericht 
besonders hervorzuheben.  
 

(6)  Der Prüfbericht ist schriftlich zu erstellen, der 
Gegenstand, die Art und der Umfang der Prüfung 
sind im Prüfbericht zu beschreiben.  
 

(7)  Bleibt eine Prüfung beanstandungslos teilt dies 
das Rechnungsprüfungsamt der zuständigen 
Organisationseinheit schriftlich, etwa durch 
Übergabe eines Prüfungsvermerkes mit.  
 

 
(vgl. Schuhmacher, Kommunalverfassungsrecht 
Brandenburg, 28 Nachlieferung, Dezember 2010, Erdma nn 
§ 103, Anm. 2, Seite 6, letzter Absatz) 
 
 
 
 
 
(8) Werden bei der Durchführung der Prüfung 
Veruntreuungen, Unterschlagungen oder wesentliche 
Unkorrektheiten und Unregelmäßigkeiten festgestellt , 
so hat die Leiterin/der Leiter des 
Rechnungsprüfungsamtes unverzüglich den zuständigen  
Dezernenten/die zuständige Dezernentin sowie den 
Bürgermeister und das Rechtsamt zu unterrichten. De r 
Rechnungsprüfungsausschuss ist in seiner nächsten 
Sitzung darüber zu informieren. 
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(9) Stößt die Prüfung auf Schwierigkeiten, so ist d er 
zuständige Dezernent/die zuständige Dezernentin, gg f. 
der Bürgermeister um die erforderlichen Maßnahmen z u 
bitten. 

 
§ 10 Abschlussprüfung, Entlastung 
 
Der von der Kämmerin/dem Kämmerer aufgestellte 
Entwurf des Jahresabschlusses bzw. des 
Gesamtabschlusses mit seinen Anlagen ist vor der 
Feststellung durch die Bürgermeisterin/dem 
Bürgermeister vom Rechnungsprüfungsamt zu prüfen.  
 
Die Kämmerin/der Kämmerer legt den geprüften 
Jahresabschluss bzw. den geprüfte Gesamtabschluss z ur 
Feststellung der Bürgermeisterin/dem Bürgermeister 
vor.  
 
Die Ergebnisse der Prüfung sind zusammengefasst in 
einem Schlussbericht darzustellen. 
 
Der Schlussbericht hat eine Bewertung zum 
Jahresabschluss und zum Gesamtabschluss der Stadt z u 
enthalten, einschließlich des Vorschlags zur 
Entlastung der Bürgermeisterin/des Bürgermeister. D er 
Bürgermeisterin/dem Bürgermeister ist Gelegenheit z ur 
Stellungnahme zu geben. Der Bürgermeister legt den 
Schlussbericht zusammen mit der Stellungnahme der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Eberswalde vo r. 
 
Anmerkung:  Diese Regelung gibt die gesetzliche 
Pflicht der Bürgermeisterin/des Bürgermeisters 
wieder, wonach er den Schlussbericht der 
Stadtverordnetenversammlung vorzulegen hat.  
 

 
 
10) Das Rechnungsprüfungsamt legt Berichte über die  
Prüfung der Haushaltsrechnung und andere wichtige 
Prüfungen, die es im besonderen Auftrag der 
Stadtverordnetenversammlung, des Hauptausschusses, 
des Rechnungsprüfungsausschusses oder des 
Bürgermeisters durchgeführt hat, dem 
Rechnungsprüfungsausschuss und dem Bürgermeister vo r. 
Die zuständigen Amtsleiter und Dezernenten sowie de r 
Rechnungsprüfungsausschuss sind darüber hinaus durc h 
das Rechnungsprüfungsamt laufend über die 
durchgeführten Prüfungen zu unterrichten. 
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In diesem Fall kann sie/er ihre/seine Pflicht nicht  
dadurch genüge tun, dass er den Schlussbericht dem 
Rechnungsprüfungsausschuss vorlegt, da dieser für d ie 
Stadtverordnetenversammlung Voraussetzung für die 
Abnahme des Jahresabschlusses und des 
Gesamtabschlusses ist (§ 28 Abs. 2 Nr. 15 BbgKVerf)  
ist (vgl. Schuhmacher, Kommunalverfassungsrecht 
Brandenburg, 28 Nachlieferung, Dezember 2010, Erdma nn 
§ 103, Anm. 2, Seite 6, letzter Absatz).  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(11) Planmäßige Berichterstattungen des 
Rechnungsprüfungsamtes an den 
Rechnungsprüfungsausschuss erfolgen mindestens 
zweimal jährlich. Zu diesen gehören auch 
Feststellungen, aus deren Folge ein Vermögensschade n 
von über 200,00 € für die Stadt entstand. 
 
Anmerkung:  Über jede Prüfung ist durch das 
Rechnungsprüfungsamt ein Prüfbericht zu fertigen, 
welcher durch den Hauptverwaltungsbeamten dem 
Rechnungsprüfungsausschuss bekannt zu geben ist (vg l. 
§ 9 Abs. 5 und Abs. 6 RPO EW 2012; § 103 Abs. 2 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg). 
 
(12) Eine außerplanmäßige Sitzung des 
Rechnungsprüfungsausschusses ist einzuberufen 
 
a) bei gravierenden Feststellungen, wozu auch für d ie 
Stadt entstandene Vermögensschäden von über  
10.000,00 € gehören 
b) wenn Prüfungsfeststellungen die Notwendigkeit zu r 
Einleitung von disziplinarischen oder 
arbeitsrechtlichen Maßnahmen bzw. 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren ergeb en 
und innerhalb der nächsten 4 Wochen keine reguläre 
Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses stattfinde t. 
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Anmerkung:  Die Modalitäten der Einberufung der 
Ausschusssitzungen ist in §§ 14, 1 der 
Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung de r 
Stadt Eberswalde vom 04.11.2008 (GO) abschließend 
geregelt. Demnach ist zur ordnungsgemäßen Einberufu ng 
einer Ausschusssitzung die Einhaltung der 
Ladungsfrist von mindestens 10 vollen Werktagen 
einzuhalten. Diese Ladungsfrist darf in dringenden 
Angelegenheiten – zur Abwehr einer Gefahr oder eine s 
erheblichen Nachteils für die Stadt Eberswalde (§ 1  
Abs. 4 (GO)) verkürzt werden.  
 
Abgesehen davon, dass die Geschäftsordnung auch für  
den Rechnungsprüfungsausschuss gilt und die 
Geschäftsordnung keine abweichende Regelung zur 
Einberufung der Sitzungen des 
Rechnungsprüfungsausschusses vorsieht, würden die i n 
§ 6 Abs. 12 RPO EW 2007 angeführten Gründe   
 
1. entstandener Vermögensschaden von über 10.000 ,00 
 Euro und/oder 
2. Prüfungsfeststellungen ergeben die Notwendigkeit 
 zur Einleitung … staatsanwaltschaftliche 
 Ermittlungsverfahren 
 
keine Verkürzung der Ladungsfrist rechtfertigen.  
 
Ansonsten enthält die Geschäftsordnung keine Regelu ng 
zu außerplanmäßigen Sitzungen.  

§ 11 Überleitungsregelung 
 

 

Für die Jahresrechnung der Stadt Eberswalde für das  
Haushaltsjahr 2010 finden die Regelungen der 
Rechnungsprüfungsordnung vom 14.12.2007 weiterhin 
Anwendung. 
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§ 12 Inkrafttreten 
 
Diese Rechnungsprüfungsordnung tritt mit Wirkung zu m 
01.01.2012 in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Rechnungsprüfungsordnung vom  
14.12.2007, beschlossen am 22.11.2007 und 
veröffentlicht im Amtsblatt für die Stadt Eberswald e 
– Eberswalder Monatsblatt – am 21.12.2007 außer 
Kraft. 
 

§ 7 Schlussbestimmungen 
 
Diese Rechnungsprüfungsordnung tritt am Tage nach d er 
Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Rechnungsprüfungsordnung 
Beschluss-Nr.:03-32/01 vom 15.11.2001 außer Kraft.  

 


